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Landkreis Börde
Der Landrat

Bekanntmachung der Sitzung des Kreistages des Landkreises Börde am 12.12.2018
Die nächste ordentliche Sitzung des Kreistages des Landkreises Börde fi ndet am Mitt-
woch, den 12.12.2018, um 16:00 Uhr, im Sitzungssaal 1 + 2 (E0-300.1+2), Landkreis 
Börde, im Verwaltungsgebäude in der Bornschen Straße 2, in 39340 Haldensleben, zu 
folgender Tagesordnung statt:
Öffentlicher Teil
1  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der anwe-

senden Kreistagsmitglieder und der Beschlussfähigkeit
2 Änderungsanträge zur Tagesordnung und Feststellung der Tagesordnung
3 Einwohnerfragestunde
4  Mitteilung des Landrates über wichtige Kreisangelegenheiten, Eilentscheidungen und 

Bekanntgabe der von den beschließenden Ausschüssen gefassten Beschlüsse
5 öffentliche Vorlagen
5.1 Haushaltssatzung 2019
6 Anfragen und Anregungen
Nichtöffentlicher Teil
7 nichtöffentlich zu beratende Themen 
Öffentlicher Teil
8 Schließung der Sitzung 

Haldensleben, 04.12.2018

gez. Stichnoth
Landrat

Satzung über die Erhebung von besonderen Herstellungsbeiträgen für die 
Schmutzwasserbeseitigung des Trink- und Abwasserverbandes Börde

(Herstellungsbeitrag-II-Satzung)
Aufgrund der §§ 8 und 99 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-An-
halt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. S. 288) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.06.2018 (GVBl. LSA S.166), der §§ 9 und 16 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG-LSA) vom 26.02.1998 (GVBl. LSA. S. 86), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22.06.2018 (GKG LSA S. 166, 174) und der §§ 6 und 6c des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Sachsen- Anhalt (KAG-LSA) vom 13.12.1996 (GVBl. 
LSA S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.06.2016 (GVBl. LSA S. 202) hat 
die Verbandsversammlung des Trink- und Abwasserverbandes Börde in ihrer Sitzung am 
04.12.2018 folgende Satzung über die Erhebung von besonderen Herstellungsbeiträgen 
für die Schmutzwasserbeseitigung beschlossen:

Abschnitt I

§ 1
Allgemeines

(1)  Der Trink- und Abwasserverband Börde (nachfolgend TAV Börde) betreibt nach 
Maßgabe der Satzung über die Abwasserbeseitigung (Abwasserbeseitigungssat-
zung) vom 17.12.2013 u. a. eine zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage 
zur Schmutzwasserbeseitigung in den Verbandsgemeinden Obere Aller (ohne die 
Gemeinden Eilsleben und Ummendorf sowie ohne den Ortsteil Marienborn der Ge-
meinde Sommersdorf), Westliche Börde (ohne die Stadt Kroppenstedt, in der Stadt 
Gröningen nur in den Ortsteilen Großalsleben und Krottorf) und in den Einheitsge-
meinden Stadt Oschersleben (Bode), Stadt Wanzleben-Börde (nur in den Ortschaften 
Zuckerdorf Klein Wanzleben, Remkersleben, Seehausen und Dreileben (ohne OT 
Bahnhof)).

(2)  Der TAV Börde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Schmutzwasserbeiträge zur 
Deckung des Aufwandes für die Herstellung der zentralen öffentlichen Abwas-
serbeseitigungsanlage zur Schmutzwasserbeseitigung im Sinne von Abs. 1 für die 
Grundstücke, die vor dem 15.06.1991 bereits an eine zentrale öffentliche Abwas-
serbeseitigungsanlage zur Schmutzwasserbeseitigung angeschlossen waren oder 
angeschlossen werden konnten, zur Abgeltung der durch die Möglichkeit der In-
anspruchnahme gebotenen besonderen wirtschaftlichen Vorteile (besondere Herstel-
lungsbeiträge). 

(3)  Der besondere Herstellungsbeitrag deckt nicht die Kosten für den Schmutzwasser- 
grundstücksanschluss (im Freigefällesystem Anschlussleitung vom Schmutzwas-
serhauptsammler bis einschließlich der Kontrolleinrichtung bzw. im Drucksystem 
Anschlussleitung vom Schmutzwasserhauptsammler bis zur Grundstücksgrenze).

§ 2
Gegenstand der Beitragspfl icht

(1)  Der Beitragspfl icht unterliegen Grundstücke, die an die zentrale öffentliche Abwas-
serbeseitigungsanlage zur Schmutzwasserbeseitigung im Sinne von § 1 Abs. 1 (nach-
folgend zentrale öffentliche Schmutzwasseranlage) angeschlossen sind oder werden 
können, und für die

 (a)  eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder 
gewerblich genutzt werden dürfen,

  (b)  eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwick-
lung im Verbandsgebiet zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen.

(2)  Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Schmutzwasseranlage tatsächlich 
angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspfl icht auch dann, wenn die Vorausset-
zungen des Abs. 1 nicht erfüllt sind.

(3)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinne. In den Fällen, in denen ein vermessenes und im Bestandsverzeich-
nis des Grundbuches unter einer eigenen Nummer eingetragenes Grundstück nicht 
vorhanden ist, gilt für die Veranlagung die von den Beitragspfl ichtigen zusammen-
hängend genutzte Fläche als jeweiliges Grundstück.

(4)  Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines Erb-
baurechts oder von Wohnungs- und Teileigentum auf diesem.

§ 3
Beitragsmaßstab

(1)  Der Beitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenmaßstab berechnet. Dabei 
werden zur Ermittlung des Beitrages für das erste Vollgeschoss 25 % und für jedes 
weitere Vollgeschoss 15 % der Grundstücksfl äche in Ansatz gebracht. 

  Vollgeschosse sind Geschosse, deren Deckenoberfl äche im Mittel mehr als 1,60 m 
über die Geländeoberfl äche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ihrer 
Grundfl äche eine lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben. Zwischendecken oder 
Zwischenböden, die unbegehbare Hohlräume von einem Geschoss abtrennen, blei-
ben bei der Anwendung des voranstehenden Satzes unberücksichtigt. 

  Kirchengebäude werden als eingeschossige Gebäude behandelt. Besteht im Einzel-
fall wegen der Besonderheiten des Bauwerkes in ihm kein Vollgeschoss, werden bei 
gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei 
allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangen 2,30 m Höhe 
des Bauwerkes (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet. 

(2) Als Grundstücksfl äche gilt bei Grundstücken,
 1.  die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, die Gesamtfl ä-

che des Grundstücks, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist;
  2. die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und
  a)  mit der Restfl äche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 

(§ 34 BauGB) liegen, - sofern sie nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen - die 
Gesamtfl äche des Grundstücks, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist;

  b)  mit der Restfl äche im Außenbereich liegen - sofern sie nicht unter Nr. 6 oder 
Nr. 7 fallen - die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese 
darin eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

 3.  die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB oder einer Satzung nach § 
35 Abs. 6 BauGB liegen sowie bei Grundstücken, die über die Grenzen einer sol-
chen Satzung hinausreichen, - sofern sie nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen - die 
Fläche im Satzungsbereich, wenn diese baulich oder gewerblich genutzt werden 
kann;

 4.  für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB bzw. § 
35 Abs. 6 BauGB besteht und die nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen,

  a)  wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 
34 BauGB) liegen, die Gesamtfl äche des Grundstücks,

  b)  wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teil-
weise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfl äche des Grund-
stücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze 
und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 35 m dazu verläuft. 

 5.  die über die sich nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 b) oder Nr. 4 b) der Satzung ergebenden 
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der 
jeweiligen Straßengrenze zugewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, 
die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden Bebauung 
oder gewerblichen Nutzung entspricht;

 6.  für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung 
als Wochenendhausgebiet oder eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur unterge-
ordneter Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Cam-
ping- und Festplätze nicht aber Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze und 
Friedhöfe) oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 75 % der Grundstücksfl äche;

 7.  für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung 
als Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 
sowie bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB die Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, die 
Grundfl äche der an die Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt 
durch die GRZ 0,20. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten derge-
stalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außen-
wänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grund-
stücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf 
dem Grundstück erfolgt; Ist die ermittelte Fläche größer als das Buchgrundstück, 
ist die Fläche des Buchgrundstücks maßgeblich.

 8.  die im Außenbereich liegen und bebaut sind, die Grundfl äche der an die Ab-
wasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,20. Die 
so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre 
Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten 
verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese 
Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt. 
Die auf dieser Basis ermittelte Fläche wird in ihrer Größe durch die Gesamt-
grundstücksfl äche begrenzt. Ist die ermittelte Fläche größer als das Buchgrund-
stück, ist die Fläche des Buchgrundstücks maßgeblich.

 9.  die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch Planfeststellung, 
bergrechtlichen Betriebsplan oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der 
baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie, 
Untergrundspeicher pp.), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfest-
stellung, der Betriebsplan oder der diesen ähnliche Verwaltungsakt bezieht, wo-
bei solche Flächen unberücksichtigt bleiben, die abwasserrelevant nicht nutzbar 
sind.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt bei Grundstücken
 1.  die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (Abs. 

2 Nr. 1 und Nr. 2)
  a)  die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse;
  b)  für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der bauli-

chen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. 
von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die 
durch 2,3 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen mathema-
tisch auf- oder abgerundet;

  c)  für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe 
der baulichen Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die 
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen mathe-
matisch auf- oder abgerundet;

  d)  auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von 
einem Vollgeschoss je Nutzungsebene;

  e)  für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die 
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, wenn

   ea)  für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Landwirt-
schaft festgesetzt ist, die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse 
der angeschlossenen Baulichkeiten,

   eb)  für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet 
festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss,

   ec)  sie in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung über-
wiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach 

   Buchstabe a) – c);
 2.  auf denen aufgrund von Ausnahmen und Befreiungen die Zahl der Vollgeschos-

se, die zulässige Gebäudehöhe oder die zulässige Baumassenzahl überschritten 
wird, die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung ergebenden Voll-
geschosse,

 3.  für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB eine son-
stige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z.B. 
Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping-, Sport- und Festplätze sowie 
Friedhöfe) oder die innerhalb eines im Zusammenhang gelegenen Ortsteils (§ 34 
BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Zahl von einem Vollgeschoss;

 4.  für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb ei-
nes im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen (Abs. 2 Nr. 4), 
wenn sie  

  a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,
  b)  unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhan-

denen Vollgeschosse;
 5.  die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die Zahl der Vollge-

schosse der angeschlossenen Baulichkeit;
 6.  die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch Planfeststellung, 

bergrechtlichen Betriebsplan oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der bau-
lichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, - bezogen auf die Fläche 
nach Abs. 2 Nr. 9 - die Zahl von einem Vollgeschoss.

(4)  Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
oder § 35 Abs. 6 BauGB liegen, sind zur Feststellung der Zahl der Vollgeschosse die 
Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für

 1.  Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind;

 2.  die im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB), wenn die Satzung keine 
Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält.

§ 4
Beitragssatz

(1)  Der Beitragssatz für den besonderen Herstellungsbeitrag beträgt 3,90 €/m² Beitrags-
fl äche.

§ 5
Beitragspfl ichtige

(1)  Beitragspfl ichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Ei-
gentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so 
ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspfl ichtig. Ist das Grund-
stück mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 des Einführungsgeset-
zes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) belastet, ist anstelle des Eigentümers 
der Inhaber dieses Rechts beitragspfl ichtig.

(2)  Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes 
eingetragen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte im 
Sinne von § 8 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes.

(3)  Mehrere Beitragspfl ichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und Teilei-
gentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspfl ichtig.

§ 6
Entstehung der Beitragspfl icht

(1)   Die Beitragspfl icht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen öffent-
lichen Schmutzwasseranlage, frühestens mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

(2)   Im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht die Beitragspfl icht mit dem tatsächlichen Anschluss, 
frühestens jedoch mit dessen Genehmigung.

§ 7
Veranlagung, Fälligkeit

Der Beitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. 

§ 8
Billigkeitsregelungen

(1)  Übergroße Grundstücke, die nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend Wohn-
zwecken dienen, werden nur mit einer Teilfl äche herangezogen. Als übergroß gel-
ten solche Wohngrundstücke, deren bevorteilte Fläche 30 v.H. oder mehr über der 
von Wohngrundstücken in der jeweiligen Einrichtung ermittelte Durchschnittsgröße 
(durchschnittlich bevorteilte Fläche) liegt. Die Durchschnittsgröße beträgt 937 m².

  Die begrenzte Heranziehung übergroßer Wohngrundstücke im Sinne von Satz 1 er-
folgt in der Weise, dass übergroße Grundstücke in einer Größe von 1218 m² in vol-
lem Umfang, hinsichtlich der diese Teilfl äche bis um 50 von Hundert übersteigenden 
Vorteilsfl äche zu 50 von Hundert und wegen einer darüber hinaus bestehenden Vor-
teilsfl äche zu 30 von Hundert herangezogen werden. Die o. g. Teilfl ächen entspre-
chen einer Fläche, die 30 % über der jeweiligen Durchschnittsgröße liegt. 

(2)  Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Be-
darf nach Anschluss an die zentrale öffentliche Schmutzwasseranlage auslösen oder 
nicht angeschlossen werden dürfen und auch tatsächlich nicht angeschlossen sind, 
bleiben auf Antrag beitragsfrei (§ 6 c Abs. 3 KAG-LSA).

  Der Beitragsfreiheit solcher Gebäude oder selbständiger Gebäudeteile wird dadurch 
Rechnung getragen, dass sie bei der Ermittlung der Anzahl der Vollgeschosse unbe-
rücksichtigt bleiben. 

(3)  Ansprüche aus dem Beitragsschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet 
werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner 
bedeuten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Die 
Stundung kann generell nur gegen Antrag und Sicherheitsleistung gewährt werden. 
Ist die Einziehung nach Lage des Einzelfalls unbillig, können die Ansprüche ganz 
oder zum Teil erlassen werden. Die Entscheidung über Billigkeitsmaßnahmen steht 
unter dem Vorbehalt, nach Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit im 
Einzelfall zu sozialverträglichen Belastungen zu gelangen. Für die Verwirklichung, 
die Fälligkeit und das Erlöschen von Ansprüchen aus dem Beitragsschuldverhältnis 
gelten insbesondere die §§ 218 bis 223, 224 Abs.1 und 2, §§ 225, 226, 227 Abs.1, §§ 
228 bis 232, §§ 233 bis 240 der Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechend. 

(4)   Werden Grundstücke landwirtschaftlich im Sinne von § 201 BauGB oder als Wald 
genutzt, ist der Beitrag solange zinslos zu stunden, wie das Grundstück zur Erhaltung 
der Wirtschaftlichkeit des landwirtschaftlichen Betriebes genutzt werden muss. Dies 
gilt auch für die Fälle der Nutzungsüberlassung und Betriebsübergabe an Familien-
angehörige im Sinne von § 15 Abgabenordnung. Bei bebauten und tatsächlich an-
geschlossenen Grundstücken und Teilfl ächen davon gilt die Stundungsverpfl ichtung 
nur, wenn die Bebauung ausschließlich der landwirtschaftlichen Nutzung dient und 
die öffentliche Einrichtung nicht in Anspruch genommen wird.

(5)  Der Beitrag ist auch zinslos zu stunden, solange Grundstücke als Kleingärten im 
Sinne des Bundeskleingartengesetzes genutzt werden oder Grundstücke oder Teile 
davon aus Gründen des Naturschutzes mit einer Veränderungssperre belegt sind.

Abschnitt II
Schlussvorschriften

§ 9
Auskunfts- und Duldungspfl icht

(1)  Die Abgabenpfl ichtigen und ihre Vertreter haben dem TAV Börde jede Auskunft zu 
erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist.

(2)  Der TAV Börde bzw. die von ihm Beauftragten können an Ort und Stelle ermitteln. 
Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpfl ichteten Personen haben dies zu ermöglichen 
und in dem erforderlichen Umfange zu helfen.

§ 10
Anzeigepfl icht

(1)  Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist dem TAV Börde sowohl 
vom Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzei-
gen.

(2)  Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben be-
einfl ussen, so hat der Abgabenpfl ichtige dies unverzüglich dem Verband schriftlich 
anzuzeigen. Dieselbe Verpfl ichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu ge-
schaffen, geändert oder beseitigt werden.

§ 11
Datenverarbeitung

(1)  Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Abgabenpfl ichten sowie zur 
Festsetzung und Erhebung dieser Abgaben ist die Verarbeitung (§ 3 Abs. 3 DSG-
LSA) der hierfür erforderliche personen- und grundstücksbezogenen Daten gemäß §§ 
9 und 19 DSG-LSA (Vor- und Zuname der Abgabenpfl ichtigen und deren Anschrif-
ten; Grundstücks- und Grundbuchbezeichnung) durch den TAV Börde zulässig.

(2)  Der TAV Börde darf die für Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschaftsbuches und 
des Melderechts bekanntgewordenen personen- und grundstücksbezogenen Daten für 
die in Abs. 1 genannten Zwecke nutzen und sich die Daten von den entsprechenden 
Ämtern (Finanz- und Steuer, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) 
übermitteln lassen, was auch im Wege automatischer Abrufverfahren erfolgen kann.

§ 12
Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig i.S.v. § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG-LSA handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig

 a)  entgegen § 9 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforder-
lichen Auskünfte nicht erteilt;

 b)  entgegen § 9 Abs. 2 verhindert, dass der TAV Börde bzw. der von ihm Beauftragte 
an Ort und Stelle ermitteln kann und die dazu notwendige Hilfe verweigert;

 c)  entgegen § 10 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt;

  und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abga-
benvorteile zu erlangen (Abgabenverkürzung).

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 10.000,00 EUR geahn-
det werden.

§ 13
In-Kraft-Treten

(1)  Diese Satzung tritt rückwirkend zum 16.03.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung vom 24.02.2015 in der Fassung vom 25.06.2015 außer Kraft.

(2)  Für die Zeit vom 16.03.2015 bis zum Tag der Bekanntmachung diese Satzung werden 
die nach den Vorschriften der §§ 3 und 4 dieser Satzung zu berechnenden Beiträge der 
Höhe nach auf die sich aus der Satzung vom 24.02.2015 in der Fassung der Änderung 
vom 25.06.2015 ergebenden Beitragshöhen beschränkt.

Oschersleben, den 04.12.2018

Zielske
Verbandsgeschäftsführerin  
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Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von besonderen Herstellungsbeiträgen für 
die Schmutzwasserbeseitigung des Trink- und Abwasserverbandes Börde (Herstellungs-
beitrag-II-Satzung) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Oschersleben, den 05.12.2018

Zielske
Verbandsgeschäftsführerin  

Informationen über die diesjährige Wasserzählerablesung
 
In Vorbereitung der Jahresendabrechnung 2018 teilt der Trink- und Abwasserverband 
Börde mit, dass in diesem Jahr nur in der Ortschaft Hemsdorf, der Stadt Wanzleben-Bör-
de,  Ablesungen der Zählerstände durch Mitarbeiter des Verbandes durchgeführt werden.
Die Ablesungen erfolgen in der Zeit vom 12.12.-15.12.2018.

Die Kunden der Verbandsgemeinde Obere Aller, Verbandsgemeinde Westliche Börde, 
Stadt Oschersleben (Bode), Gemeinde Sülzetal sowie Stadt Wanzleben-Börde, außer Ort-
schaft Hemsdorf, werden per Post eine Ablesekarte erhalten. 
Der Versand erfolgt am 18.12.2018.

Bitte beachten Sie den Rücksendetermin bis spätestens 03.01.2019. Gern können Sie den 
Zählerstand online über die Website www.tav-boerde.de mitteilen.

 
Zweckvereinbarung

zwischen
der Verbandsgemeinde Obere Aller
Zimmermannplatz 2
39365 Eilsleben
vertreten durch den
Verbandsgemeindebürgermeister
Frank Frenkel
und
dem Trink- und Abwasserverband Börde
Magdeburger Straße 35
39387 Oschersleben
vertreten durch die
Verbandsgeschäftsführerin
Vinny Zielske
Gemäß den §§ 1 – 5 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG -  LSA) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Februar 1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 22. Juni 2018 (GVBl. LSA S. 166, 174) wird 
folgende Zweckvereinbarung getroffen:

Präambel
Gemäß § 14a Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten der Bürger (Datenschutzge-
setz Sachsen-Anhalt – im folgenden DSG-LSA) sind die öffentlichen Stellen beim Ein-

satz automatisierter Verfahren zur Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezo-
gener Daten verpfl ichtet, einen Beauftragten für den Datenschutz schriftlich einzusetzen. 
Gemäß Art. 37 Abs. 1 DSGVO haben der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 
einen Datenschutzbeauftragten zu benennen.
Die Verbandsgemeinde Obere Aller überträgt dem Trink- und Abwasserverband Börde 
die Aufgaben des gemeinsamen Beauftragten für den Datenschutz gemäß
Art. 37 Abs. 3 DSGVO zur Besorgung.
Die Zweckvereinbarung zwischen der Verbandsgemeinde Obere Aller und dem Trink- 
und Abwasserverband Börde dient der Umsetzung der Aufgaben nach Art. 37 DSGVO.
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Zweckvereinbarung die männliche 
Sprachform verwendet. Mit den enthaltenen Begriffl ichkeiten sind sowohl weibliche als 
auch männliche Personen gemeint.

§ 1
Anstellung und organisatorische Festlegungen

(1)  Der Trink- und Abwasserverband Börde wird einen Angestellten, der die gesetzli-
chen Voraussetzungen erfüllt und die für einen Datenschutzbeauftragten erforder-
liche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt, von anderen Aufgaben freistellen und 
für den Einsatz als Datenschutzbeauftragter umfassend schulen und fortbilden. Die 
Verbandsgemeinde Obere Aller wird einen Angestellten die Aufgabe der Vertretung 
des Datenschutzbeauftragten nach Satz 1 übertragen. Beide Vertragspartner sind sich 
darüber einig, dass der Datenschutzbeauftragte den Vertreter in die Vertretungsaufga-
ben einzuweisen und dementsprechend zu schulen hat. Die vorstehenden Verpfl ich-
tungen der Verbandsgemeinde Obere Aller und des Trink- und Abwasserverbandes 
Börde sind nicht an bestimmte Personen gebunden und gelten auch fort, wenn die 
Arbeitsverhältnisse zu den bisherigen Beschäftigten mit den Aufgaben Datenschutz-
beauftragter und Vertreter des Datenschutzbeauftragten enden.

(2)  Die Stelle zur Einhaltung des Datenschutzes wird organisatorisch in den Trink- und 
Abwasserverband Börde mit 10,50 Wochenstunden integriert. Die Arbeitgeberrechte 
und das Direktionsrecht obliegen dem Verbandsgeschäfts-führer des Trink- und Ab-
wasserverbandes Börde.

(3)  Leistungsort ist die Verwaltung des jeweiligen Vertragspartners. Der Arbeitsplatz des 
Datenschutzbeauftragten befi ndet sich im Verwaltungsgebäude des Trink- und Ab-
wasserverbandes Börde, 39387 Oschersleben, Magdeburger Straße 35. Eine konkre-
te Präsenzpfl icht in den Verwaltungen des Vertragspartners besteht nur soweit dies 
zur Umsetzung der Aufgaben nach § 2 der Zweckvereinbarung nötig ist. Präsenzzei-
ten erfolgen nach einvernehmlicher Absprache zwischen dem Datenschutzbeauftrag-
ten und dem Vertragspartner.

§ 2
Aufgaben des Datenschutzbeauftragten

Der gemeinsame Datenschutzbeauftragte nimmt die Aufgaben gemäß Art. 39 Abs. 1 
DSGVO wahr.

§ 3
Kostenregelung

(1)  Die entstehenden Personalkosten der Stelle nach § 1 Absatz 2 werden zuzüglich ei-
ner Sach- und Gemeinkostenpauschale in Höhe von 30 % der Bruttopersonalkosten 
des Arbeitsplatzes zu jeweils 50 % durch die Vertragspartner getragen. Spätestens 
nach einem Jahr, ab Inkrafttreten dieser Vereinbarung, soll eine Überprüfung der 
Eingruppierung des Stelleninhabers entsprechend der Entgeltordnung im Bereich 
VKA des TVöD veranlasst werden. Sollte sich im Ergebnis der Stellenbewertung 
eine Änderung in der Eingruppierung des Stelleninhabers ergeben, sind die anteili-
gen Kosten entsprechend der in Satz 1 getroffenen Regelung anzupassen.

(2)  Die Kosten werden vom Trink- und Abwasserverband Börde im laufenden Kalen-
derjahr als halbjährige Vorauszahlung erhoben. Die Endabrechnung beinhaltet die 

Verrechnung der tatsächlichen Kosten mit den Pauschalen und erfolgt jeweils im 
darauf folgenden Jahr spätestens bis zum 30.06.

§ 4
Laufzeit

Die Zweckvereinbarung wird auf unbestimmte Dauer, mindestens für ein Jahr abge-
schlossen. Nach Ablauf des ersten Jahres hat eine Evaluierung der Inhalte der Zweckver-
einbarung zu erfolgen.

§ 5
Änderung und Aufl ösung

(1) Änderungen der Zweckvereinbarung bedürfen der Schriftform.
(2)  Diese Zweckvereinbarung kann nur schriftlich mit einer Frist von einem halben Jahr 

zum Ende eines Kalenderjahres von jedem der o.a. Vertragspartner gekündigt wer-
den. 

(3) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.
§ 6

Wirksamkeit der Vertragsbestimmungen
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Zweckvereinbarung unwirksam sein, bleibt da-
von die Wirksamkeit der Zweckvereinbarung im Übrigen unberührt. An die Stelle der 
unwirksamen Bestimmung soll diejenige wirksame Regelung treten, deren Wirkungen 
der Zielsetzung am nächsten kommen, die die o.a. Vertragspartner mit der unwirksamen 
Bestimmung verfolgt haben. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend für 
den Fall, dass sich die Zweckvereinbarung als lückenhaft erweist.

§ 7
Inkrafttreten

Diese Zweckvereinbarung tritt zum 01.01.2019 in Kraft.
Eilsleben, den 17.10.2018 Oschersleben, den 04.12.2018

      
Frank Frenkel Vinny Zielske
Verbandsgemeindebürgermeister  Verbandsgeschäftsführerin

Hinweisbekanntmachung
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Technologiepark Ostfalen“ fi ndet am 
Donnerstag, dem 13. Dezember 2018, 9:00 Uhr, im Gebäude ,,Zentrum für Elektromo-
bilität und Energieeffi zienz (ZEE)“, Steinfeldstraße 2a, 39179 Barleben, Versammlungs-
raum Erdgeschoß statt. 
Die vollständige Tagesordnung kann ab sofort in den Geschäftsräumen des Zweckver-
bandes (IGZ-Gebäude 1, Steinfeldstraße 3, 39179 Barleben, 2. Obergeschoß) als Aus-
hang im Bekanntmachungskasten und im Internet unter www.tpo.de eingesehen werden.
Barleben, den 27.11.2018
gez. Bredthauer
Verbandsgeschäftsführer
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